Deutscher Bundestag 
10. Wahlperiode 


Antrag 

der Fraktion der SPD 


Tierschutzgerechte Nutztierhaltung 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Deutsche Bundestag ist der Auffassung, daß infolge der 
ökonomisch begründeten Konzentration von Tierbeständen auf 
relativ engem Raum (Massentierhaltung) gegen die Forderun- 
gen des Tierschutzgesetzes nach artgerechter Haltung der 
Tiere in zunehmendem Maße verstoßen wird. Er fordert des- 
halb die Bundesregierung auf, entsprechend § 13 Tierschutz- 
gesetz durch Rechtsverordnungen Vorschriften zur Gewährlei- 
stimg der artgerechten Haltung, Pflege und Unterbringung 
insbesondere bei Legehennen, Kälbern und Schweinen vorzu- 
legen und dabei die wissenschaftlichen Erkenntnisse, insbe- 
sondere der Verhaltensforschung, zu berücksichtigen. 

2. Der Deutsche Bundestag stellt fest, daß vor allem die Lege- 
hennenhaltung fast vollständig aus bäuerhchen Mischbetrie- 
ben in hochspeziahsierte Intensivbetriebe gewandert ist und 
daß die einseitig nach technisch-ökonomischen Gesichtspunk- 
ten entwickelten Käfighaltungs Systeme den arteigenen Bedürf- 
nissen der Hennen nicht gerecht werden. Er spricht sich für ein 
grundsätzhches Verbot der Haltung von Legehennen in tier- 
schutzwidrigen Haltungssystemen aus. Das Verbot muß EG- 
weit gelten und angemessene Übergangsfristen vorsehen. 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, 

a) im EG-Ministerrat auf die Verabschiedung EG-einheitiicher 
Bestimmungen für die Legehennenhaltung bis zum 
31. Dezember 1985 zu drängen; 

b) für die ab 1. Januar 1986 vorzusehenden Übergangsfristen 
Vorschriften für die Haltung von Legehennen in Käfigen zu 
erlassen, wonach für jede Henne eine verfügbare Fläche von 
600 cm^ für leichte bzw. 900 cm^ für schwere Rassen zur 
Verfügung stehen muß; 

c) dem Deutschen Bundestag bis 30. Juni 1985 über den Fort- 
gang der Verhandlungen im EG-Ministerrat zu berichten 
und - falls keine einheithche Beschlußfassung auf EG- 
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Ebene in Aussicht steht - nationale Maßnahmen zu ergrei- 
fen. Entsprechend dem Votum des Bundesrates (BR-Druck- 
sache 395/84) sollten Initiativen ergriffen werden, eine über- 
einstimmende Regelimg wenigstens mit denjenigen Mit- 
güedstaaten zu erreichen, die maßgebhch am Import von 
Eiern in die Bundesrepubhk Deutschland beteiügt sind; 

d) Forschungsarbeiten zur Entwicklung und Erprobung alter- 
nativer Haltungsformen (z.B. Bodenhaltung, Voherenhal- 
tung) zu fördern und auf der Grundlage der Ergebnisse 
dieser Forschungsarbeiten vor dem 1. Januar 1991 Vorschrif- 
ten zu erlassen, denen die Legehennenhaltung nach Ablauf 
der Übergangsfristen genügen muß. 

3. Der Deutsche Bundestag hält eine intensive Verbraucherauf- 
klärung über tierschutzgemäße Produktionsmethoden für 
erforderüch und fordert die Bimdesregierung auf, insbesondere 
eine Kennzeichnungspfhcht für Eier zu erlassen, aus der Her- 
kunft und Haltungsform klar erkennbar sind. 

Bonn, den 9. Januar 1985 

Dr. Vogel und Fraktion 


Begründung 

Die Intensivtierhaltung in landwirtschafthchen und gewerbhchen 
Großbeständen hat in den letzten Jahren stark zugenommen. 
Hierfür waren ausschüeßhch ökonomische Gründe maßgebend, 
nämhch rationellere Gestaltung der Tierhaltung durch Technisie- 
rung der Produktionsabläufe und damit drastische Senkung des 
Zeitaufwandes für die Betreuung. 

Die in der Intensivtierhaltung gebräuchÜchen Haltungssysteme, 
insbesondere bei Legehennen, wurden von Technikern überwie- 
gend nach technischen und arbeitsökonomischen Gesichtspunk- 
ten entwickelt. Die Bedürfnisse der Tiere büeben weitgehend 
unberücksichtigt. 

Der Bimdesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
hat von der im Tierschutzgesetz von 1971 in § 13 gegebenen 
Ermächtigung, auf dem Verordnungswege Vorschriften zur art- 
gerechten Tierhaltung zu erlassen, keinen Gebrauch gemacht. 
§ 13 des Tierschutzgesetzes sollte deshalb dahin gehend geändert 
werden, daß der Bimdesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten zum Erlaß von Rechtsverordnungen zur Gewährlei- 
stung der artgerechten Haltung, Pflege und Unterbringung von 
Nutztieren verpflichtet wird. 

Der Hinweis auf fehlende Durchsetzungsmögüchkeiten in der 
Europäischen Gemeinschaft kann und darf nicht länger als 
Begründung für Nichtstun dienen. Die Forderung des Tierschutz- 
gesetzes, wonach den Tieren eine verhaltensgerechte Unterbrin- 
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gung zu gewähren und dem artgemäßen Bewegungsbedürfnis 
Rechnung zu tragen ist, dürfen nicht länger hinter ökonomische 
Gesichtspunkte, wie die Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit in 
der EG, zurückgestellt werden. Falls es zu keinen EG-einheit- 
lichen Vorschriften kommt, muß ein nationaler Alleingang ins 
Auge gefaßt werden. Das Niederländische Parlament hat mit dem 
Gesetz zur Regelung der Legehennenhaltung in Käfigen einen 
Weg gewiesen. Nichtstun kann also nicht mehr damit begründet 
werden, daß andere Länder der Europäischen Gemeinschaft sich 
weigern, tierschutzgerechte Tierhaltungssysteme einzuführen. 

Im übrigen wird auf das Beispiel der Schweiz verwiesen. Dort 
wurde drei Jahre nach Verabschiedung des Tierschutzgesetzes im 
Mai 1981 eine Tierschutz- Verordnung erlassen, die mit einer 
zehnjährigen Übergangsfrist die Abschaffung der Käfighaltung 
für Hühner vorsieht. Da den Erfordernissen des Tierschutzes ins- 
besondere in der Legehennenhaltung am wenigsten Rechnung 
getragen wird, sollte zuallererst hier ein grundsätzliches Verbot 
tierschutzwidriger Haltungssysteme ausgesprochen werden. Die- 
ses Verbot muß EG-weit gelten und angemessene Übergangs- 
fristen vorsehen. Während der Übergangszeit, die entsprechend 
steuerlichen Abschreibungsfristen zehn Jahre betragen sollte, 
sind Forschungsarbeiten zur Entwicklung und Erprobung alter- 
nativer Haltungsformen, z. B. der Bodenhaltung oder Voherenhal- 
tung, zu fördern. Den Verbrauchern muß schon jetzt die Möglich- 
keit gegeben werden, zwischen Produkten aus unterschiedlichen 
Haltungssystemen zu wählen. Die Bundesregierung ist deshalb 
gefordert, klare Kennzeichnungsvorschriften zu erlassen und die 
Kontrollen zu verbessern, damit Verbraucher, die aus Tierschutz- 
gründen bereit sind, höhere Preise zu zahlen, auch die gewünsch- 
ten Produkte bekommen. 
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